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Marburg, Juni 2017 
 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I I / 2 0 1 7  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Besonders hinweisen möchten wir Sie auf eine 
verbraucherfreundliche Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs zur Unwirksamkeit von Darle-
hensgebühren der Bausparkassen. Entsprechen-
de Fälle können wir gerne prüfen und Sie vertre-
ten. Außerdem könnten sich bei hohen außerge-
wöhnlichen Belastungen durch die geänderte 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zukünftig 
Vorteile ergeben.  
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
 

INHALT:  
· Steuertermine: Juli - September 2017 
· Verfahrensrecht/AO/FGO 
Ø Rechtswidrige Mitnahme von Unterlagen 

durch die Steuerfahndung im Rahmen 
einer Hausdurchsuchung 

· Einkommensteuer 
Ø Außergewöhnliche Belastungen - Günsti-

gere Berechnung der zumutbaren Belas-
tung 

Ø Individueller Höchstbetrag bei Nutzung ei-
nes Arbeitszimmers durch mehrere Steu-
erpflichtige 

Ø Keine Besteuerung Alleinerziehender nach 
dem Splittingtarif 

Ø Fremdvergleich bei Mietverhältnis zwi-
schen nahen Angehörigen 

Ø Zuzahlungen des Arbeitnehmers kürzen 
den geldwerten Vorteil aus der Nutzungs-
überlassung eines betrieblichen Kfz 

Ø Zusammenveranlagung trotz langjähriger 
räumlicher Trennung 

Ø Gewerbliche Einkünfte durch Vermietung 
eines Arbeitszimmers an eigenen Auftrag-
geber 

Ø Einmalig gezahltes Sterbegeld eines be-
rufsständischen Versorgungswerks unter-
liegt der Rentenbesteuerung 

Ø Keine Besteuerung der privaten Kfz-
Nutzung bei Fahruntüchtigkeit 

Ø Übernahme von Verwarnungsgeldern 
durch den Arbeitgeber kein Arbeitslohn 

Ø Keine Berücksichtigung eines mit Büromö-
beln und einer Küchenzeile ausgestatteten 
Raums als häusliches Arbeitszimmer 

· Mietrecht 
Ø Mietvertragliche Individualvereinbarungen 

haben Vorrang vor schriftlichen Formular-
regelungen 

· Zivilrecht 
Ø Unzulässigkeit von Darlehensgebühren 

der Bausparkassen 
Ø Keine Ansprüche bei nachträglicher Ver-

einbarung von Schwarzarbeit 
· Arbeitsrecht 

Ø Ferienjobs sind für Schüler sozialversi-
cherungsfrei  
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Termine Juli - September 2017 

 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.07.2017 13.07.2017 07.07.2017 

dto. 10.08.2017 14.08.2017 07.08.2017 
dto. 11.09.2017 14.09.2017 08.09.2017 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.07.2017 13.07.2017 07.07.2017 
dto. 10.08.2017 14.08.2017 07.08.2017 
dto. 11.09.2017 14.09.2017 08.09.2017 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 

11.09.2017 14.09.2017 08.09.2017 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

11.09.2017 14.09.2017 08.09.2017 

Gewerbesteuer 15.08.2007 18.08.2017 11.08.2017 
Grundsteuer 15.08.2007 18.08.2017 11.08.2017 
Sozialversicherung5 27.07.2017 entfällt entfällt 
dto. 29.08.2017 entfällt entfällt 
dto. 27.09.2017 entfällt entfällt 

 
Rechtswidrige Mitnahme von Unterlagen durch die Steuerfahndung  

im Rahmen einer Hausdurchsuchung 
 
Eine Hausdurchsuchung kann bei einem einer Straftat hinreichend Verdächtigten u. a. durchgeführt werden, wenn zu 
vermuten ist, dass die Durchsuchung dem Auffinden von Beweismitteln dient. Hausdurchsuchungen werden durch einen 
Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die Staatsanwaltschaft angeordnet. 
 
Das Finanzgericht Köln6 hatte über folgenden Fall zu entscheiden: Gegen einen der Bestechung und Bestechlichkeit 
Verdächtigten erging ein gerichtlicher Durchsuchungsbeschluss. Die Durchsuchung sollte der Auffindung und Sicherstel-
lung von Beweismitteln im nicht rechtsverjährten Tatzeitraum ab 2007 dienen. An der Durchsuchung nahmen auch zwei 
Beamte des Finanzamts für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung teil. Diese leiteten während der Durchsuchung das 
Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung für die Jahre 2006 bis 2010 ein. Es wurden zwei Quittungsblöcke der Jahre 
2002 bis 2005 aufgefunden und beschlagnahmt. Mit dieser Beschlagnahme war der Verdächtigte nicht einverstanden, 
weil die Quittungen nur Sachverhalte außerhalb des strafrechtlich relevanten Zeitraums betrafen. 
 
Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung und entschied, dass die Beschlagnahme der Quittungsblöcke rechtswidrig 
war und verpflichtete das Finanzamt, diese Unterlagen herauszugeben. Beschlagnahmungen sind nicht mehr zulässig, 
wenn eindeutig Strafverfolgungsverjährung eingetreten ist. 
 
Zudem stellte das Finanzgericht fest, dass Steuerfahndungsprüfer nicht an Hausdurchsuchungen teilnehmen dürfen, die 
im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens ohne steuerstrafrechtlichen Bezug durchgeführt werden, wenn sie vorher schon 
in gleicher Sache wegen Steuerhinterziehung ermittelt haben. 
 
 

                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlänge-

rung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 FG Köln, Urt. v. 22.09.2016, 13 K 66/13, (rkr.), EFG 2017, S. 101, LEXinform 5019699. 
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Außergewöhnliche Belastungen - Günstigere Berechnung  
der zumutbaren Belastung 

 
Das Sammeln von Arztrechnungen und Apothekenquittungen lohnt sich jetzt noch mehr als bisher, denn der Bundesfi-
nanzhof7 hat die Berechnung der abziehbaren außergewöhnlichen Belastungen zugunsten der Steuerzahler geändert. 
 
Krankheitskosten können grundsätzlich als außergewöhnliche Belastung geltend gemacht werden. Sie werden jedoch 
um die zumutbare Belastung8 gekürzt. Diese bestimmt sich nach dem Familienstand und der Höhe des Gesamtbetrags 
der Einkünfte. Sie beträgt zwischen einem und sieben Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte. In drei Stufen steigt 
die zumutbare Belastung mit dem Gesamtbetrag der Einkünfte an. Bislang wurde der ermittelte Prozentsatz auf den 
kompletten Gesamtbetrag der Einkünfte einer Stufe angewendet. 
 
Nach der neuen Berechnung wird nur der Teil des Gesamtbetrags der Einkünfte, der den jeweiligen Grenzbetrag über-
steigt, mit dem höheren Prozentsatz belastet. Dadurch ist gegenüber der früheren Berechnung die zumutbare Belastung 
bei höheren Einkommen geringer und folglich die Steuerersparnis höher. 
 
Beispiel: Ein Ehepaar mit einem Kind hat in einem Jahr 4.148 € an Krankheitskosten gezahlt. Der Gesamtbetrag der 
Einkünfte der Eheleute beträgt 51.835 €. Nach der bisherigen Berechnungsmethode beträgt die zumutbare Belastung 
der Eheleute 4 % von 51.835 €, also 2.073,40 €. 
 
Nach der neuen Berechnungsmethode ist die zumutbare Belastung in drei Schritten zu ermitteln: 
 

bis 15.340 € 2 % 306,80 € 
bis 51.130 € 3 % 1.073,70 € 
bis 51.835 € 4 % 28,20 € 
zumutbare Belastung  1.408,70 € 
 
Es werden damit 664,70 € Krankheitskosten zusätzlich berücksichtigt. 
 
Das Urteil des BFH betrifft zwar nur den Abzug außergewöhnlicher Belastungen nach § 33 EStG, ist aber im Anwen-
dungsbereich dieser Vorschrift nicht auf die Geltendmachung von Krankheitskosten beschränkt. Die Entscheidung hat 
weitreichende Bedeutung, da Steuerpflichtige nun in der Regel früher und in größerem Umfang durch ihnen entstande-
ne außergewöhnliche Belastungen steuerlich entlastet werden.  
 

Individueller Höchstbetrag bei Nutzung eines Arbeitszimmers  
durch mehrere Steuerpflichtige 

 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer, also einen Raum, der ausschließlich oder nahezu ausschließlich für 
betriebliche/berufliche Zwecke genutzt wird, können grundsätzlich nicht steuermindernd geltend gemacht werden. Steht 
für die betriebliche/berufliche Tätigkeit aber kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, können Aufwendungen bis 
1.250 € abgezogen werden. Die Beschränkung auf 1.250 € gilt nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der ge-
samten betrieblichen und beruflichen Betätigung bildet. 
 
Der Bundesfinanzhof9 hat seine bisherige Rechtsprechung geändert und entschieden, dass der Höchstbetrag von 
1.250 € personenbezogen zu verstehen ist. Nutzen mehrere Steuerpflichtige ein häusliches Arbeitszimmer gemeinsam 
und steht jedem ein eigener Arbeitsplatz zur Verfügung, kann jeder Nutzer die von ihm getragenen Aufwendungen bis 
zum Höchstbetrag steuermindernd geltend machen. Steht das Arbeitszimmer im hälftigen Miteigentum oder ist die 
Wohnung (bzw. das Arbeitszimmer) gemeinsam angemietet, werden die Kosten jedem Ehepartner/Lebenspartner 
grundsätzlich zur Hälfte zugeordnet. 
 

Keine Besteuerung Alleinerziehender nach dem Splittingtarif 
 
Die Klägerin war verwitwet und lebte mit ihren zwei minderjährigen Kindern zusammen. Sie machte vor dem Bundesfi-
nanzhof10 geltend, dass der Ausschluss verwitweter Alleinerziehender vom Splitting-Verfahren unvereinbar mit dem 
Gleichheitsgrundsatz11 und dem Schutz der Familie12 sei. 
 
Der Bundesfinanzhof widerspricht der Ansicht der Klägerin. Es besteht nach seiner Auffassung kein Anspruch Alleiner-
ziehender auf Anwendung des Splitting-Verfahrens. Dies kann weder aus dem Prinzip der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit abgeleitet noch unter Berücksichtigung des Schutzbereichs der Familie gefordert werden. 
Das Splitting-Verfahren ist auf zusammenlebende Eheleute ausgerichtet. Die Situation von Alleinerziehenden ist damit 
weder in rechtlicher noch in tatsächlicher Hinsicht vergleichbar. 
                                                        
7 BFH, Urt. v. 19.01.2017, VI R 75/14, BFH/NV 2017, S. 675, LEXinform 0950117. 
8 § 33 Abs. 3 EStG. 
9 BFH, Urt. v. 15.12.2016, VI R 53/12, DB 2017, S. 401, LEXinform 0929383, sowie VI R 86/13, DB 2017, S. 404, LEXin-

form 0934443. 
10 BFH, Beschl. v. 29.09.2016, III R 62/13, BFH/NV 2017, S. 348, LEXinform 0934466. 
11 Art. 3 GG. 
12 Art. 6 GG. 
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Fremdvergleich bei Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen 
 
Ein Mietverhältnis zwischen nahen Angehörigen entspricht nicht den Kriterien des Fremdvergleichs, wenn es in zahlrei-
chen Punkten von den zwischen fremden Dritten üblichen Vertragsinhalten abweicht. 
 
So scheiterte vor dem Bundesfinanzhof13 ein Mietverhältnis zwischen einem Sohn und seiner Mutter, das als Kombinati-
on aus Mietvertrag und voraussetzungslos widerruflichem Schenkungsversprechen vereinbart wurde. Der Sohn war 
Eigentümer einer Doppelhaushälfte, die er zunächst selbst bewohnte. 2002 schenkte die Mutter dem Sohn 115.000 €. 
Die Schenkung sollte die Mutter jährlich bis zu einem Betrag von 10.000 € durch schriftliche Erklärung bis zur ersten 
Dezemberwoche des jeweiligen Jahres ohne Begründung widerrufen dürfen. Im gleichen Jahr schlossen Mutter (Miete-
rin) und Sohn (Vermieter) einen schriftlichen Mietvertrag über das Haus für monatlich 400 € Miete ohne Nebenkosten-
vorauszahlung. Eine Anpassung der Kaltmiete an die ortsübliche Vergleichsmiete durch den Vermieter war jederzeit mit 
einer Frist von einem Monat möglich. Anfang Dezember 2002 vereinbarten Mutter und Sohn, die Miete und die Neben-
kosten einmal jährlich durch Widerruf der Schenkung und Aufrechnung zu leisten, bis die Schenkung aufgebraucht 
wäre. 
 
Die steuerliche Anerkennung von Verträgen zwischen nahe stehenden Personen hängt davon ab, dass die Verträge 
bürgerlich-rechtlich wirksam vereinbart worden sind und sowohl die Gestaltung als auch die tatsächliche Durchführung 
des Vereinbarten dem zwischen Fremden Üblichen entsprechen. 
 
Der Bundesfinanzhof hielt die vorliegende Gestaltung für nicht fremdüblich. Hiergegen sprach bereits die wirtschaftliche 
und rechtliche Verbindung zwischen Schenkungsvertrag und Mietvertrag. Ein fremder Mieter hätte sich auf ein derarti-
ges Vertragsgeflecht nicht eingelassen. Zum Beispiel sind Schenkungen regelmäßig nicht widerruflich ausgestattet. 
Wenn doch, wird der Widerruf von bestimmten Voraussetzungen abhängig gemacht. 
 
Auch im abgeschlossenen Mietvertrag gab es zahlreiche Abweichungen zu zwischen fremden Dritten üblichen Vereinba-
rungen. Zum Beispiel werden Mietzahlungen üblicherweise nicht nur einmal jährlich im Nachhinein geleistet. Die Neben-
kosten werden nicht ohne Vorauszahlungen nur einmal jährlich abgerechnet und mit erheblicher Verzögerung begli-
chen. Ein fremder Vermieter würde sich auf eine nur jährliche Zahlung und die damit verbundene erhebliche Vorleistung 
seinerseits nicht einlassen. Zudem betrug die Kündigungsfrist für die Mieterin zwölf Monate. Eine Anpassung der Kalt-
miete an die Vergleichsmiete war jederzeit mit einer Frist von einem Monat möglich. Zudem war keine Kaution verein-
bart. 
 

Zuzahlungen des Arbeitnehmers kürzen den geldwerten Vorteil  
aus der Nutzungsüberlassung eines betrieblichen Kfz 

 
Der geldwerte Vorteil eines Arbeitnehmers aus der Überlassung eines betrieblichen Pkw zur privaten Nutzung und für 
Fahrten zwischen der Wohnung und seiner ersten Tätigkeitsstätte ist als Arbeitslohn steuerpflichtig. Die Berechnung 
kann entweder nach der sog. 1 %-Regelung oder bei entsprechender Belegführung nach der Fahrtenbuchmethode 
erfolgen. 
 
In beiden Fällen ist nach Urteilen des Bundesfinanzhofs14 der geldwerte Vorteil um Zuzahlungen des Arbeitnehmers zu 
kürzen. Unerheblich ist, ob es sich um monatlich gleichbleibende Beträge oder einzelne individuell getragene Kosten 
handelt. 
 
Übersteigen die selbst getragenen Kosten den Wertansatz für die private Kfz-Nutzung, bleiben sie unberücksichtigt. 
Dadurch ergibt sich kein negativer Wertansatz. Vielmehr wird unterstellt, dass eine derartige Überzahlung auf private 
Ursachen zurückzuführen ist. 
 

Zusammenveranlagung trotz langjähriger räumlicher Trennung 
 
Ein seit 1991 verheiratetes Ehepaar wohnte seit 2001 getrennt. Für 2012 lehnte das Finanzamt deshalb eine 
Zusammenveranlagung ab. 
 
Das Ehepaar argumentierte dagegen, dass es lediglich räumlich, nicht aber persönlich und geistig getrennt lebte. Die 
Ehefrau war als Ärztin berufstätig und nur wegen der schwierigen familiären Situation durch die im selben Haus lebende 
pflegebedürftige Mutter des Mannes ausgezogen. Die Eheleute trafen sich weiterhin regelmäßig abends und an Wo-
chenenden und unternahmen gemeinsame Ausflüge, Urlaube und sonntägliche Kirchenbesuche. Die Kosten hierfür und 
den Unterhalt des gemeinsamen Sohnes trugen beide stets gemeinsam. Andere Partner gab es niemals. Außerdem war 
geplant, auf einem gemeinsamen Grundstück einen Bungalow zu errichten, um dort wieder zusammenzuziehen. 
 
Diese Argumente überzeugten das Finanzgericht Münster15. Es glaubte dem Ehepaar, die persönliche und geistige Ge-
meinschaft trotz der räumlichen Trennung aufrechterhalten zu haben. Dass das Ehepaar grundsätzlich getrennt wirt-
schaftete und getrennte Konten führte, sei heutzutage auch bei räumlich zusammen lebenden Eheleuten üblich. 

                                                        
13 BFH, Urt. v. 04.10.2016, IX R 8/16, DStR 2016, S. 2947, LEXinform 0950890. 
14 BFH, Urt. v. 30.11.2016, VI R 49/14, DStR 2017, S. 374, LEXinform 0934934 und VI R 2/15, DStR 2017, S. 371, LEXin-

form 0950112. 
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Gewerbliche Einkünfte durch Vermietung eines Arbeitszimmers  
an eigenen Auftraggeber 

 
Die Vermietung von Wohnraum ist nur dann eine gewerbliche Tätigkeit, wenn die Betätigung des Vermieters sich als 
gewinnstrebende Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr darstellt und hinter der bloßen Nutzung des 
Mietobjekts als Vermögensanlage zurücktritt. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof16 entschiedenen Fall erzielte eine Frau gewerbliche Einkünfte, indem sie nebenberuflich 
für einen Professor Gutachten schrieb. Sie vermietete ein Arbeitszimmer im eigenen Einfamilienhaus an den Professor. 
Dieser sollte ihr den Raum rücküberlassen, ohne ihn selbst zu nutzen. Der Professor zahlte ihr folglich in Form des Miet-
zinses einen Aufschlag für die Schreibarbeit. Die Frau machte indes Verluste aus Vermietung und Verpachtung geltend. 
Da sie den Raum ohne die gewerbliche Tätigkeit aber nicht an den Professor vermietet hätte, war die Vermietung Teil 
ihrer gewerblichen Tätigkeit. Sie hätte daher steuermindernd nur Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer geltend ma-
chen können.17 Dies scheiterte im konkreten Fall jedoch an den hierfür weiter notwendigen räumlichen Voraussetzun-
gen. 
 

Einmalig gezahltes Sterbegeld eines berufsständischen  
Versorgungswerks unterliegt der Rentenbesteuerung 

 
Angehörige bestimmter Berufsgruppen, z. B. Rechtsanwälte, Ärzte oder Steuerberater, sind unter bestimmten Voraus-
setzungen von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht befreit und zahlen ihre Vorsorgeaufwendungen für das Alter 
in ein berufsständisches Versorgungswerk. Die Rentenleistungen des Versorgungswerks sind wie die gesetzliche Rente 
zu versteuern. 
 
Der Bundesfinanzhof18 hat entschieden, dass auch ein einmaliges Sterbegeld, welches das Versorgungswerk dem über-
lebenden Ehegatten des Mitglieds neben der laufenden Hinterbliebenenrente zahlt, der Rentenbesteuerung unterliegt. 
Der Ehemann der Hinterbliebenen war Mitglied in einem berufsständischen Versorgungswerk und verstarb 2008. Der 
Besteuerungsanteil für Renten mit Rentenbeginn 2008 beträgt 56 %. Daher waren 56 % des Sterbegelds in die Bemes-
sungsgrundlage für die Einkommensteuer einzubeziehen. Die Gewährung des ermäßigten Steuersatzes für Vergütungen 
für mehrjährige Tätigkeiten lehnte der Bundesfinanzhof ab. 
 

Keine Besteuerung der privaten Kfz-Nutzung bei Fahruntüchtigkeit 
 
Ist ein Arbeitnehmer durch eine schwere Erkrankung fahruntüchtig, ist für die Zeit, in der er aus diesem Grund seinen 
Dienstwagen nicht fahren kann, kein geldwerter Vorteil im Rahmen der 1 %-Regelung zu versteuern. Das gilt zumindest 
dann, wenn das Fahrzeug auch keinem anderen Dritten, z. B. dem Ehepartner des Arbeitnehmers, zur privaten Nutzung 
zur Verfügung stand. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf19. 
 
Die Möglichkeit, einen Dienstwagen unentgeltlich zu privaten Zwecken zu fahren, führt bei Arbeitnehmern zu einem 
geldwerten Vorteil. Dieser ist steuerpflichtig und führt zu Beiträgen in der gesetzlichen Sozialversicherung. Der Vorteil 
ist monatlich zu berechnen. Wird dem Arbeitnehmer ein ärztliches Fahrverbot erteilt, ist für jeden vollen Kalendermonat, 
in dem das Fahrverbot gilt, keine Privatnutzung zu versteuern. Eine zeitanteilige Aufteilung innerhalb eines Monats 
kommt aber nicht in Betracht. 
 
Der Bundesfinanzhof20 sah dies in 2013 anders. 
 

Übernahme von Verwarnungsgeldern durch den  
Arbeitgeber kein Arbeitslohn 

 
Das Finanzgericht Düsseldorf21 hat entschieden, dass die Übernahme von Verwarnungsgeldern durch den Arbeitgeber 
nicht grundsätzlich zu lohnsteuerpflichtigem Arbeitslohn führt. 
 
Ein Logistikunternehmen hatte für seine angestellten Paketzusteller die Verwarnungsgelder wegen Falschparkens über-
nommen. Das Finanzamt behandelte die übernommenen Verwarnungsgelder als Arbeitslohn und setzte pauschale 
Lohnsteuer fest. Die dagegen erhobene Klage des Logistikunternehmens war erfolgreich. Das Gericht begründete seine 
Auffassung damit, dass die Bezahlung der Verwarnungsgelder im eigenbetrieblichen Interesse erfolgt sei und kein Ar-
beitslohn für die Tätigkeit der betreffenden Fahrer darstelle. 
 
Der Bundesfinanzhof wird sich mit dem Fall abschließend beschäftigen. 
                                                                                                                                                                                       
15 FG Münster, Urt. v. 22.02.2017, 7 K 2441/15, LEXinform 0446095. 
16 BFH, Urt. v. 13.12.2016, X R 18/12, BFH/NV 2017, S. 670, LEXinform 0929262. 
17 § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG. 
18 BFH, Urt. v. 23.11.2016, X R 13/14, BFH/NV 2017, S. 445, LEXinform 0934507. 
19 FG Düsseldorf, Urt. v. 24.01.2017, 10 K 1932/16, EFG 2017, S. 458, LEXinform 5019819. 
20 BFH, Urt. v. 21.03.2013, VI R 26/10, BFH/NV 2013, S. 1396, LEXinform 0927863. 
21 FG Düsseldorf, Urt. v. 04.11.2016, 1 K 2470/14, (Rev. eingel., Az. BFH: VI R 1/17), EFG 2017, S. 315, LEXinform 5019733. 
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Keine Berücksichtigung eines mit Büromöbeln und einer Küchenzeile  

ausgestatteten Raums als häusliches Arbeitszimmer 
 
Der Bundesfinanzhof22 setzt seine bisherige Rechtsprechung zur Abzugsfähigkeit der Kosten für ein häusliches Arbeits-
zimmer fort. Danach können die Aufwendungen für einen Raum, der sowohl zur Erzielung von Einnahmen als auch zu 
privaten Wohnzwecken eingerichtet ist und entsprechend genutzt wird, weder insgesamt noch anteilig als Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten berücksichtigt werden. 
 
Im zu entscheidenden Fall ging es um den beruflich genutzten Bereich einer Zweizimmerwohnung, in den aufgrund der 
teilweise offenen Bauweise zudem die Küchenzeile hineinragte. Das Verfahren dazu hatte bis zu einer Entscheidung 
durch den Großen Senat23 geruht, der sich grundsätzlich mit dem Problem der Berücksichtigung von Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer zu befassen hatte. Danach ist es für den Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzug 
erforderlich, dass der Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich zur Erzielung von Einnahmen genutzt wird. Sind 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt, ist ein Abzug der Kosten nicht möglich. 
 
 

Mietvertragliche Individualvereinbarungen haben Vorrang  
vor schriftlichen Formularregelungen 

 
Der Bundesgerichtshof24 befasste sich in einer Entscheidung mit der Frage, ob mündliche Änderungen eines Gewerbe-
mietvertrags trotz einer formularmäßig vereinbarten sog. doppelten Schriftformklausel wirksam sind. Unter einer dop-
pelten Schriftformklausel versteht man dabei eine Vereinbarung, die vorsieht, dass Änderungen und Ergänzungen des 
Mietvertrags und auch die Aufhebung dieser Klausel einer schriftlichen Vereinbarung bedürfen. 
 
Nach Ansicht des Gerichts kann eine Schriftformklausel, die formularmäßig vereinbart wurde, jedoch nicht verhindern, 
dass die Vertragsparteien mündlich oder stillschweigend Änderungen des Vertrags vereinbaren. Eine Individualabrede 
zwischen den Parteien hat immer Vorrang vor Formularvereinbarungen oder Allgemeinen Geschäftsbedingungen.25 Dies 
beruht auf der Überlegung, dass derartige Vereinbarungen als generelle Richtlinien für eine Vielzahl von Verträgen 
abstrakt vorformuliert und daher von vornherein auf Ergänzung durch die individuelle Einigung der Parteien ausgelegt 
sind. Vereinbaren die Parteien, wenn auch nur mündlich, etwas anderes, so kommt dieser Änderung Vorrang zu. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Vertragspartner bei ihrer mündlichen Absprache an die entgegenstehende Klausel 
gedacht haben und sich bewusst darüber hinwegsetzen wollten. 
 
 

Unzulässigkeit von Darlehensgebühren der Bausparkassen 
 
Der Bundesgerichtshof hat erneut eine kundenfreundliche Entscheidung im Zusammenhang mit Darlehensverträgen, 
konkret hinsichtlich der Unwirksamkeit von Darlehensgebühren im Zusammenhang mit der Auszahlung von Bausparver-
trägen getroffen.26 
 
Die Entscheidung dürfte eine Vielzahl von Darlehensverträgen in Verbindung mit Bausparverträgen betreffen und zu 
entsprechenden Rückforderungsansprüchen der Kunden gegenüber den Bausparkassen führen. Inhaltlich ging es in der 
Entscheidung um eine Darlehensgebühr in Höhe von 2 % des Bauspardarlehens. Die konkrete Klausel lautete:  
 
„§ 10 Darlehensgebühr 
Mit Beginn der Darlehensauszahlung wird eine Darlehensgebühr in Höhe von 2 % des Bauspardarlehens … fällig und 
dem Bauspardarlehen zugeschlagen (Darlehensschuld).“ 
 
Der Bundesgerichtshof hält eine solche Klausel für unwirksam. Demnach entstünden Rückforderungsansprüche der 
Kunden. Zu beachten ist hierbei die Verjährungsproblematik. Bei einer kundenunfreundlichen Auslegung würden An-
sprüche die vor dem Jahr 2013 entstanden sind, verjährt sein. Ansprüche die im Jahr 2014 entstanden sind, müssten 
bis Jahresende 2017 geltend gemacht werden. In anderen Fällen hat der BGH allerdings eine Verjährungsfrist von 10 
Jahren angenommen. Hinsichtlich der Verjährung im vorliegenden Fall gibt es noch keine abschließende höchstrichterli-
che Entscheidung. Zu beachten ist, dass die Darlehensgebühr etwas anderes ist als die Abschlussgebühr. Eine solche 
Abschlussgebühr ist grundsätzlich zulässig.  
 
Hinweis: 
Wir beraten Sie gerne hinsichtlich entsprechender Verträge.  
 
 

                                                        
22 BFH, Urt. v. 08.09.2016, III R 62/11, BFH/NV 2017, S. 207, LEXinform 0928581. 
23 BFH, Beschl. v. 27.07.2015, GrS 1/14, BStBl 2016 II, S. 265, LEXinform 0934488. 
24 BGH, Beschl. v. 25.01.2017, XII ZR 69/16, BB 2017, S. 462, LEXinform 1659304. 
25 § 305b BGB. 
26   BGH, Urt. vom 08.11.2016, XI ZR 552/15. 
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Keine Ansprüche bei nachträglicher Vereinbarung von Schwarzarbeit 
 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs27 ist ein Werkvertrag bei einer (auch nur teilweisen) „Oh-
ne-Rechnung-Abrede“ nichtig, wenn die Parteien bewusst gegen das Schwarzarbeitsgesetz28 verstoßen, indem sie ver-
einbaren, dass für eine Barzahlung keine Rechnung gestellt und keine Umsatzsteuer gezahlt werden sollte. In diesen 
Fällen bestehen keine gegenseitigen Ansprüche der Parteien, also weder Mängelansprüche noch Rückzahlungsansprü-
che des Bestellers noch Zahlungsansprüche des Werkunternehmers. 
 
Das gilt nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesgerichtshofs29 auch dann, wenn ein zunächst nicht gegen ein 
gesetzliches Verbot verstoßender Vertrag nachträglich durch eine „Ohne-Rechnung-Abrede“ abgeändert wird. 
 
 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 
 
Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, 
ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. Voraussetzung dafür ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei einer Arbeits-
woche von mindestens fünf Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei einer Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen 
gesamt 70 Arbeitstage nicht überschritten werden. Eine geringfügige Beschäftigung liegt jedoch nicht mehr vor, wenn 
diese berufsmäßig ausgeübt wird und das Arbeitsentgelt 450 € im Monat übersteigt.30 
 
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt 
von bis zu 450 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzuwenden. 
 
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 20. Juli bis 1. September 2017 montags bis freitags 
in einer Firma und erhält dafür ein Entgelt von insgesamt 900 €. Es entsteht keine Sozialversicherungspflicht, weil er 
nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 1. Oktober 2017 vereinbaren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 € weiter-
arbeitet. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber pauschale Sozialversicherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an 
die Minijob-Zentrale der Bundesknappschaft zu entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur Rentenversiche-
rung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt. 
 
Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z. B. Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Ab-
stimmung mit dem Steuerberater erfolgen. 
 

                                                        
27 Zuletzt BGH, Urt. v. 11.06.2015, VII ZR 216/14, NJW 2015, S. 6, LEXinform 1596984. 
28 § 1 Abs. 2 Nr. 2 SchwarzArbG. 
29 BGH, Urt. v. 16.03.2017, VII ZR 197/16, LEXinform 0446113. 
30 §§ 8 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. 115 SGB IV. 


